
 

Politik
u neues deutschland Sonnabend/Sonntag, 11./12. Februar 2017

4

Achtung Vatternwirtschaft!
Berlin. Er liest gerne Zeitung, sammelt Plas-
tiktüten und ist der Vater von Martin Son-
neborn: Nun ist Engelbert Sonneborn ge-
meinsamer Kandidat der Piratenpartei und
der Sartiregruppe Die Partei für das Amt des
Bundespräsidenten. Damit soll er Vater alle
Deutschen werden. Vorgestellt wurde er am
Donnerstag im Brecht-Theater Berliner En-
semble in einer Pressekonferenz, auf der die
Spitzenpolitiker beider beteiligter Parteien
ihren strategischen Vorstoß erläuterten. Un-
ter ihnen der Bundesvorsitzende der Piraten
Patrick Schiffer.
Die Kandidatur Sonneborns wurde äu-

ßerst kurzfristig angemeldet, denn schon am
12. Februar werden die 1260 Mitglieder der
Bundesversammlung den neuen Bundes-
präsidenten wählen. Zwischen fünf Kandi-
daten können sie sich entscheiden. Größte
Erfolgschancen auf das hohe Amt hat aller-
dings der ehemaligen Außenminister Frank-
Walter Steinmeier.
Mit der Normierung seines Vaters möchte

der Vorsitzende der Satiregruppe Die Partei
einem von US-Präsident Trump gesetzten
Trend der Rückkehr von Familiendynastien
und Vetternwirtschaft in die Politik folgen:
»Ich erhoffe mir selbst persönliche Vorteile
dieser Kandidatur, denn ich möchte meinen
Vater beerben und auch gerne mal auf eine
Auslandsreise mitgenommen werden.«
Der frisch gekürte Präsidentschaftskan-

didat Engelbert Sonneborn gibt sich äu-
ßerst wortkarg, fastmenschenscheu. Schnell
parierte Sohn Sonneborn jedoch etwaige
Bedenken. Sein Vater sei nicht zur Kandi-
datur gezwungen worden. Man habe sich le-
diglich zwei Wochen lang um ihn bemüht,

bevor der 79-Jährige Frührentner den Bit-
ten schließlich nachgegeben habe. »Reden
wird mein Vater erst, wenn er dafür bezahlt
wird«, erklärte der EU-Abgeordnete Martin
Sonneborn, der vor seiner politischen Kar-
riere Chef des Satiremagazins »Titanic« tä-
tig war.
Eigentlich hätten beide Parteien ja den

ehemaligen Insassen des US-Gefangenen-
lagers Guantanamo, Murat Kurnaz, aufstel-
len wollen, sagte Patrick Schiffer, der Bun-
desvorsitzende der Piratenpartei. Das gehe
aber nicht, weil der in Deutschland lebende
Kurnaz türkischer Staatsbürger sei. Und: »Er
ist viele Jahre jünger als er aussieht, wegen
Guantanamo, wegen Frank-Walter Stein-
meier«, sagte Sonneborn.
Im Gegensatz zu Steinmeier, der sich in

seiner Rolle Kanzleramtschef und Geheim-
dienstkoordinators während der Kanzler-
schaft von Gerhard Schröder (SPD) nicht für
eine Freilassung von Kurnaz aus dem Ge-
fangenenlager eingesetzt hatte, hätte sich
Sonneborns Vater noch nichts zu schulden
kommen lassen. »Mein Vater ist prädesti-
niert für das Amt: Er besitzt einen dunklen
Anzug und tut keiner Fliege was zuleide«,
erklärte Sonneborn.
Das Programm steht auch schon fest: »Wir

haben alleReden vonGauck ausgedruckt und
haben das Wort Freiheit durch Freizeit er-
setzt«, sagte Sonneborn grinsend. »In etwa:
Freizeit ist auch immer die Freizeit des An-
dersdenkenden.« Sonneborn selbst würde
mit seinem Vater nicht ins Schloss Bellevue
einziehen wollen. »Ich vermute, dass er erst
einmal allein da wohnt. Ist ja alles altersge-
recht eingerichtet.« ker Foto: dpa/Bernd Settnik

Welcher Arndt ihr Ernst ist
Der Streit um den Namen der Greifswalder Uni widerspiegelt die aktuelle deutsche Wutbefindlichkeit
Nach jahrelangen Diskussionen hat
sich die Uni Greifswald von ihrem
Namenspatron getrennt. Die CDU,
aber auch die AfD befeuern Protes-
te dagegen. Nun stehen Kampftage
an in Sachen Ernst Moritz Arndt.

Von Velten Schäfer

Seit dem Ende der Kämpfe um das
Atommülllager sowie den einst ge-
planten Kohlemeiler im nahen Lub-
min war Greifswald nicht eben für
sein Kundgebungsgeschehen be-
kannt. Nun aber sind Kampftage an-
beraumt. Seit der Senat der Univer-
sität Mitte Januar entschieden hat,
den Beinamen »Ernst Moritz Arndt«
abzulegen, schlagen die Emotionen
im sonst eher beschaulichen vorpom-
merschen Städtchen hoch.
Am Samstagnachmittag will eine

Menschenkette die Universität »um-
armen«, um gegen deren Umbenen-
nung in »Universität Greifswald« zu
protestieren. Am Sonntag mobilisiert
der AStA wiederum für die Umbe-
nennung, »für die Universität, für
Greifswald, fürMenschenrechte« zum
Rubenowplatz. Fast zeitgleich um 15
Uhr ist auf dem Markt eine »Groß-
demonstration« angekündigt, die sich
wiederum gegen die Umbenennung
richtet. Schon in der vergangenen
Woche gab es Aktionen gegen die
Entarndtifizierung, etwa einen »Ro-
senspaziergang« und eine Mahnwa-
che. Professoren, darunter der Jurist
Jürgen Kohler, ein früherer Rektor,
protestieren ob »unheilbarer Form-
fehler« gegen das »Unrecht«: Vor dem
»erweiterten Senat« hätte sich zu-
nächst der kleinere »innere Senat«mit
der Frage beschäftigen müssen. Die
Universität ist der Auffassung, der
Name sei Teil der Grundordnung, de-
ren Veränderung dem »erweiterten
Senat« obliege. Ansonsten, so ein
Sprecher, liege der Ball beim Bil-
dungsministerium, das die Entschei-
dung absegnen muss.
Dieses hat sich noch nicht geäu-

ßert. Auf Anfrage des Greifswalder
CDU-Abgeordneten und Umbenen-
nungsgegners Egbert Liskow hat die
Landesregierung bisher nur befun-
den, dass die Uni berechtigt sei, in ih-
ren »zuständigen Gremien« ihren Na-
men zu ändern. Ob der Ablauf for-
mal korrekt war, sei zu prüfen.

Was aber ist, jenseits hochschul-
rechtlicher Spitzfindigkeiten, der ei-
gentliche Grund für diese helle Auf-
regung? Es geht offenbar ums Ein-
gemachte: um Heimatstolz, um Ge-
schichtsbilder, um Patriotismus und
Nationalismus, um »politische Kor-
rektheit«, um »die da oben«, um Ost
und West und auswärtige Eliten, die
den Ansässigen ihre angeblich welt-
fremde Meinung aufdrücken. Eine
Rolle spielt auch das parteipolitische
Kalkulieren mit diesen Stimmungen.
Verstärkt wird die Gemengelage
durch die Dynamiken des Internets.
Der Greifswalder Namensstreit ist ei-
ne Miniatur jenes Rumorens, das der-
zeit durch die Republik geht. Und
entsprechend unübersichtlich stellt
sich die Lagerbildung dar.
Ist es schon nicht alltäglich, dass

in dieser Sache zwischen Studieren-
denvertretung und Hochschulleitung
Einigkeit besteht, wird es bei den
Arndt-Anhängern erst recht unüber-
sichtlich. Die Initiatorin der Sams-
tagsdemo – eine »Bürgerinitiative
Ernst Moritz Arndt bleibt« – distan-
ziert sich von jener »Bürgerinitiative
Ernst Moritz Arndt Greifswald«, die
hinter der Arndt-Demo am Sonntag
steht. Man weist »ausdrücklich da-
rauf hin, dass unsere Initiative (Ernst
Moritz Arndt bleibt!) überparteilich
ist und keine verdeckten politischen
Interessen verfolgt«.
Lokale Beobachter bringen die Ini-

tiative hinter der Sonntagsdemo mit
dem »Bündnis Frieden, Freiheit, Ge-
rechtigkeit Greifswald« (FFGG) in
Verbindung – eine Gruppierung, der
sich wohl eine gewisse Pegida- oder
AfD-Ähnlichkeit nachsagen lässt. Zu-
gleich fällt freilich auf, dass die Sams-
tagsinitiative zumindest im Internet
Vorstöße der CDU herausgehoben
bewirbt und berichtet, etwa über ei-
ne Unterschriftenaktion der CDU-
Hochschulgruppe RCDS, die eine stu-
dentische Urabstimmung herbeifüh-
ren will. 2010, als die Arndt-Debatte
letztmals breit geführt wurde, hatte
sich eine recht knappe Mehrheit der
Studierenden für den alten Namen
ausgesprochen. Dass die Umbenen-
nung damals scheiterte, lag aber nicht
an dieser unverbindlichen Abstim-
mung, sondern im Senat.
Auf Landesebene haben die regie-

rende SPD sowie die oppositionelle

Linkspartei die Umbenennung der
1456 gegründeten und 1933 auf
Arndts Namen getauften Universität
begrüßt. »Gerade in Zeiten eines wie-
dererstarkten Nationalismus ist diese
richtige Entscheidung ein wichtiges
Zeichen für eine weltoffene und to-
lerante Hochschule«, so etwa Philipp
Bock, Hochschulexperte im LINKE-
Landesvorstand: Arndt stehe für ein
»völkisches und antisemitisches
Weltbild«. Dirk Stamer, Hochschul-
politiker der Landtags-SPD, nannte
die Entscheidung »mutig«; der welt-
offene Universitätsgedanke lasse sich
nur schwer mit den nationalistischen
Ideen Arndts vereinbaren.
Doch je näher man Greifswald

kommt, desto unklarer die Fronten.
Zwar wies die Bürgerschaft mit den
stimmen von SPD, LINKE und Grü-
nen den – rechtlich irrelevanten –
CDU-Antrag ab, die Uni solle den
»unsäglichen« Beschluss überden-
ken. Doch »gefällt« der Facebook-
Auftritt der einen und auch anderen
Arndt-Gruppe etwa einem Wahl-
kreismitarbeiter einer SPD-Bundes-
tagsabgeordneten und auch LINE-
Kreispolitikern.
Umgekehrt trommelt nicht nur die

CDU auf Landes- wie Bundesebene –
jüngst stimmte sogar die Kanzlerin ein
– für das Ansehen des 1769 auf Rü-
gen geborenen und 1860 in Bonn ver-
storbenen Kriegs- und Kirchendich-

ters. Angeführt werden die Bataillo-
ne von der AfD. Doch der Klang ist
stets der gleiche: Arndt sei einer von
hier, man lasse ihn sich nicht
schlechtmachen. Von »überkorrekten
Bilderstürmern« ist die Rede. Der bei
Würzburg geborene Greifswalder
Professor Ralph Weber, Hochschul-
experte der AfD im Landtag, outet
»Studenten, die sich für die Umbe-
nennung ausgesprochen« hätten, als
nicht »verwurzelte« Wessis. Als sei
dies relevant bei der Einordnung his-
torischer Figuren von einer nationa-
len Bedeutung, die man zugleich
hochhält: Man danke Arndt für »den
Kampf gegen die Leibeigenschaft, für
die Befreiung von der napoleoni-
schen Fremdherrschaft und für die
Nationwerdung Deutschlands«, er-
klärte der Schweriner AfD-Fraktions-
chef Leif-Erik Holm – ganz im Sinn
der grobschlächtigen Geschichtspoli-
tik der DDR der Ulbricht-Ära, die den
Namen der Uni bestätigte und bis
1975 eine Arndt-Medaille verlieh.
Zum Bild gehört allerdings auch,

dass Arndt als Abgeordneter der
Paulskirche ein scharfer Gegner von
Demokraten wie dem Badener Fried-
rich Hecker war. Dass er nicht nur ge-
gen Napoleon mobilisierte, sondern
»den Hass gegen die Franzosen« zur
Grundlage eines deutschen Staates
»für immer« ausrief. Ohne Frage ge-
hörte er zu den Ersten, die nicht mehr

nur eine religiös begründete Juden-
feindschaft propagierten, sondern ei-
nen »biologisch« daherkommenden
Antisemitismus.
Gewiss sind historische Figuren im

Kontext zu betrachten. Muss man
aber gleich Unis nach ihnen benen-
nen? Von diesen gibt es rund 100 in
Deutschland, nur jede fünfte davon
hat einen Namenspatron. Zur Hälfte
sind dies fürstliche Stifter, zur ande-
ren Wissenschaftler, Schriftsteller,
Erfinder und Politiker. Und neben
Guericke, Gutenberg, Leibnitz, Goe-
the, Schiller, Heine, Liebig, Hum-
boldt, Ossietzky, Schmidt und auch
Luther, dessen Judenfeindschaft für
sein Wirken weit weniger zentral war
als in Arndts Fall, ragt der bisherige
Greifswalder Patron ungut hervor.
Widerspruch gegen die Umbenen-

nung kommt nicht nur von Rechten.
Jüngst bedauerte der Berliner Histo-
riker Götz Aly seine »Wegsäube-
rung«, wenngleich in resigniertem
Ton: » Bessere Demokraten haben wir
nicht«. Man möchte Aly nahelegen,
sich für die bisher gescheiterten Vor-
stöße zu engagieren, die Konstanzer
Uni nachHecker zu benennen, der die
Republik im Bund mit französischen
Freiwilligen erkämpfen wollte. Und
man hätte ihm vergangenen Montag
gern ein Ticket nach Greifswald spen-
diert, als dort die Sonntagsgruppe ei-
ne Mahnwache abhielt.
»Es ist unser Ernst« heißt ein Slo-

gan dieser Gruppe. Und die Veran-
staltung, an der neben AfD-Promi-
nenz auch »Identitäre« teilnahmen,
machte deutlich, welcher Arndt ihr
Ernst ist. Man stimmte das »Vater-
landslied« an, dessen erste Zeilen
nicht nur an den Wänden von Wehr-
machtsbunkern prangte, sondern
auch auf dem Leittransparent des
»Thüringer Heimatschutzes«, aus
dem der NSU hervorging: »Der Gott
der Eisen wachsen ließ, der wollte
keine Knechte«, dichtet Arndt. Und
weiter: »Wir wollen heute Mann für
Mann / mit Blut das Eisen röten. Der
»Bube und der Knecht« sollen »Krähn
und Raben« füttern.
Aktuell sei Arndt, so jüngst der AfD-

Lokalpolitiker Nikolaus Kramer, weil
heute »politische Eliten wieder nach
Gutdünken am Volk vorbeiregieren«.
Im Fackelschein dieser Veranstaltung
ist das eine düstere Drohung.Ernst Moritz Arndt Foto: imago/Leemage

Neuer Streit
über Pkw-Maut
Zweifel an Einnahmen
Mautmacher unter Druck

Berlin. Neue Zweifel an den ver-
sprochenen Einnahmen fachen
den Streit über die Pkw-Maut wie-
der an. Vor den weiteren Bera-
tungen der Pläne von Bundesver-
kehrsminister Alexander Dobrindt
(CSU) verlangt der Koalitions-
partner SPD Klarheit über den Er-
trag. »Die CSU-Maut darf nicht
zum Selbstzweck werden«, sagte
SPD-Fraktionsvize Sören Bartol
der Deutschen Presseagentur.
Jetzt müsse Finanzminister Wolf-
gang Schäuble (CDU) nachrech-
nen, ob es Zusatzeinnahmen ge-
be. Die Opposition forderte um-
gehend das Aus der Maut. Do-
brindt wies Bedenken zurück.
Hintergrund sind neue Beden-

ken gegen die Ministeriumsprog-
nose von mehr als 500 Millionen
Euro Ertrag pro Jahr. Nach einer
am Donnerstag vorgelegten Stu-
die im Auftrag des Autofahrer-
clubs ADAC droht dem Staat so-
gar ein Verlustgeschäft. Dagegen
könnten laut einem zeitgleich ver-
öffentlichten Gutachten für das
Ministerium die Einnahmen noch
höher ausfallen als prognostiziert.
SPD-Politiker Bartol mahnte: »Das
Gutachten-Wirrwarr muss ein En-
de haben.«
In der Studie für den ADAC

heißt es, angesichts der System-
kosten entstehe bereits im lau-
fenden Betrieb ein Defizit von 71
Millionen Euro im angestrebten
Maut-Startjahr 2019. Lege man
zusätzlich die Einmalkosten der
Systemeinführung auf fünf Jahre
um, ergebe sich für 2019 eine
»Unterdeckung« von 147 Millio-
nen Euro. Dieses Minus könnte bis
2023 auf 251 Millionen Euro stei-
gen. Das Gutachten im Auftrag des
Ministeriums kommt dagegen zu
dem Schluss, dass die Einnahmen
um bis zu 25 Prozent höher aus-
fallen könnten als bisher prog-
nostiziert.
Das Kabinett hatte Ende Janu-

ar Änderungen an den seit 2015
geltenden Maut-Gesetzen auf den
Weg gebracht. Sie setzen einen
von Dobrindt mit der EU-Kom-
mission vereinbarten Kompromiss
um, mit dem Brüssel grünes Licht
für die Maut geben will. dpa/nd
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Achtung Vatternwirtschaft!
Berlin. Er liest gerne Zeitung, sammelt Plas-
tiktüten und ist der Vater von Martin Son-
neborn: Nun ist Engelbert Sonneborn ge-
meinsamer Kandidat der Piratenpartei und
der Sartiregruppe Die Partei für das Amt des
Bundespräsidenten. Damit soll er Vater alle
Deutschen werden. Vorgestellt wurde er am
Donnerstag im Brecht-Theater Berliner En-
semble in einer Pressekonferenz, auf der die
Spitzenpolitiker beider beteiligter Parteien
ihren strategischen Vorstoß erläuterten. Un-
ter ihnen der Bundesvorsitzende der Piraten
Patrick Schiffer.
Die Kandidatur Sonneborns wurde äu-

ßerst kurzfristig angemeldet, denn schon am
12. Februar werden die 1260 Mitglieder der
Bundesversammlung den neuen Bundes-
präsidenten wählen. Zwischen fünf Kandi-
daten können sie sich entscheiden. Größte
Erfolgschancen auf das hohe Amt hat aller-
dings der ehemaligen Außenminister Frank-
Walter Steinmeier.
Mit der Normierung seines Vaters möchte

der Vorsitzende der Satiregruppe Die Partei
einem von US-Präsident Trump gesetzten
Trend der Rückkehr von Familiendynastien
und Vetternwirtschaft in die Politik folgen:
»Ich erhoffe mir selbst persönliche Vorteile
dieser Kandidatur, denn ich möchte meinen
Vater beerben und auch gerne mal auf eine
Auslandsreise mitgenommen werden.«
Der frisch gekürte Präsidentschaftskan-

didat Engelbert Sonneborn gibt sich äu-
ßerst wortkarg, fastmenschenscheu. Schnell
parierte Sohn Sonneborn jedoch etwaige
Bedenken. Sein Vater sei nicht zur Kandi-
datur gezwungen worden. Man habe sich le-
diglich zwei Wochen lang um ihn bemüht,

bevor der 79-Jährige Frührentner den Bit-
ten schließlich nachgegeben habe. »Reden
wird mein Vater erst, wenn er dafür bezahlt
wird«, erklärte der EU-Abgeordnete Martin
Sonneborn, der vor seiner politischen Kar-
riere Chef des Satiremagazins »Titanic« tä-
tig war.
Eigentlich hätten beide Parteien ja den

ehemaligen Insassen des US-Gefangenen-
lagers Guantanamo, Murat Kurnaz, aufstel-
len wollen, sagte Patrick Schiffer, der Bun-
desvorsitzende der Piratenpartei. Das gehe
aber nicht, weil der in Deutschland lebende
Kurnaz türkischer Staatsbürger sei. Und: »Er
ist viele Jahre jünger als er aussieht, wegen
Guantanamo, wegen Frank-Walter Stein-
meier«, sagte Sonneborn.
Im Gegensatz zu Steinmeier, der sich in

seiner Rolle Kanzleramtschef und Geheim-
dienstkoordinators während der Kanzler-
schaft von Gerhard Schröder (SPD) nicht für
eine Freilassung von Kurnaz aus dem Ge-
fangenenlager eingesetzt hatte, hätte sich
Sonneborns Vater noch nichts zu schulden
kommen lassen. »Mein Vater ist prädesti-
niert für das Amt: Er besitzt einen dunklen
Anzug und tut keiner Fliege was zuleide«,
erklärte Sonneborn.
Das Programm steht auch schon fest: »Wir

haben alleReden vonGauck ausgedruckt und
haben das Wort Freiheit durch Freizeit er-
setzt«, sagte Sonneborn grinsend. »In etwa:
Freizeit ist auch immer die Freizeit des An-
dersdenkenden.« Sonneborn selbst würde
mit seinem Vater nicht ins Schloss Bellevue
einziehen wollen. »Ich vermute, dass er erst
einmal allein da wohnt. Ist ja alles altersge-
recht eingerichtet.« ker Foto: dpa/Bernd Settnik

Welcher Arndt ihr Ernst ist
Der Streit um den Namen der Greifswalder Uni widerspiegelt die aktuelle deutsche Wutbefindlichkeit
Nach jahrelangen Diskussionen hat
sich die Uni Greifswald von ihrem
Namenspatron getrennt. Die CDU,
aber auch die AfD befeuern Protes-
te dagegen. Nun stehen Kampftage
an in Sachen Ernst Moritz Arndt.

Von Velten Schäfer

Seit dem Ende der Kämpfe um das
Atommülllager sowie den einst ge-
planten Kohlemeiler im nahen Lub-
min war Greifswald nicht eben für
sein Kundgebungsgeschehen be-
kannt. Nun aber sind Kampftage an-
beraumt. Seit der Senat der Univer-
sität Mitte Januar entschieden hat,
den Beinamen »Ernst Moritz Arndt«
abzulegen, schlagen die Emotionen
im sonst eher beschaulichen vorpom-
merschen Städtchen hoch.
Am Samstagnachmittag will eine

Menschenkette die Universität »um-
armen«, um gegen deren Umbenen-
nung in »Universität Greifswald« zu
protestieren. Am Sonntag mobilisiert
der AStA wiederum für die Umbe-
nennung, »für die Universität, für
Greifswald, fürMenschenrechte« zum
Rubenowplatz. Fast zeitgleich um 15
Uhr ist auf dem Markt eine »Groß-
demonstration« angekündigt, die sich
wiederum gegen die Umbenennung
richtet. Schon in der vergangenen
Woche gab es Aktionen gegen die
Entarndtifizierung, etwa einen »Ro-
senspaziergang« und eine Mahnwa-
che. Professoren, darunter der Jurist
Jürgen Kohler, ein früherer Rektor,
protestieren ob »unheilbarer Form-
fehler« gegen das »Unrecht«: Vor dem
»erweiterten Senat« hätte sich zu-
nächst der kleinere »innere Senat«mit
der Frage beschäftigen müssen. Die
Universität ist der Auffassung, der
Name sei Teil der Grundordnung, de-
ren Veränderung dem »erweiterten
Senat« obliege. Ansonsten, so ein
Sprecher, liege der Ball beim Bil-
dungsministerium, das die Entschei-
dung absegnen muss.
Dieses hat sich noch nicht geäu-

ßert. Auf Anfrage des Greifswalder
CDU-Abgeordneten und Umbenen-
nungsgegners Egbert Liskow hat die
Landesregierung bisher nur befun-
den, dass die Uni berechtigt sei, in ih-
ren »zuständigen Gremien« ihren Na-
men zu ändern. Ob der Ablauf for-
mal korrekt war, sei zu prüfen.

Was aber ist, jenseits hochschul-
rechtlicher Spitzfindigkeiten, der ei-
gentliche Grund für diese helle Auf-
regung? Es geht offenbar ums Ein-
gemachte: um Heimatstolz, um Ge-
schichtsbilder, um Patriotismus und
Nationalismus, um »politische Kor-
rektheit«, um »die da oben«, um Ost
und West und auswärtige Eliten, die
den Ansässigen ihre angeblich welt-
fremde Meinung aufdrücken. Eine
Rolle spielt auch das parteipolitische
Kalkulieren mit diesen Stimmungen.
Verstärkt wird die Gemengelage
durch die Dynamiken des Internets.
Der Greifswalder Namensstreit ist ei-
ne Miniatur jenes Rumorens, das der-
zeit durch die Republik geht. Und
entsprechend unübersichtlich stellt
sich die Lagerbildung dar.
Ist es schon nicht alltäglich, dass

in dieser Sache zwischen Studieren-
denvertretung und Hochschulleitung
Einigkeit besteht, wird es bei den
Arndt-Anhängern erst recht unüber-
sichtlich. Die Initiatorin der Sams-
tagsdemo – eine »Bürgerinitiative
Ernst Moritz Arndt bleibt« – distan-
ziert sich von jener »Bürgerinitiative
Ernst Moritz Arndt Greifswald«, die
hinter der Arndt-Demo am Sonntag
steht. Man weist »ausdrücklich da-
rauf hin, dass unsere Initiative (Ernst
Moritz Arndt bleibt!) überparteilich
ist und keine verdeckten politischen
Interessen verfolgt«.
Lokale Beobachter bringen die Ini-

tiative hinter der Sonntagsdemo mit
dem »Bündnis Frieden, Freiheit, Ge-
rechtigkeit Greifswald« (FFGG) in
Verbindung – eine Gruppierung, der
sich wohl eine gewisse Pegida- oder
AfD-Ähnlichkeit nachsagen lässt. Zu-
gleich fällt freilich auf, dass die Sams-
tagsinitiative zumindest im Internet
Vorstöße der CDU herausgehoben
bewirbt und berichtet, etwa über ei-
ne Unterschriftenaktion der CDU-
Hochschulgruppe RCDS, die eine stu-
dentische Urabstimmung herbeifüh-
ren will. 2010, als die Arndt-Debatte
letztmals breit geführt wurde, hatte
sich eine recht knappe Mehrheit der
Studierenden für den alten Namen
ausgesprochen. Dass die Umbenen-
nung damals scheiterte, lag aber nicht
an dieser unverbindlichen Abstim-
mung, sondern im Senat.
Auf Landesebene haben die regie-

rende SPD sowie die oppositionelle

Linkspartei die Umbenennung der
1456 gegründeten und 1933 auf
Arndts Namen getauften Universität
begrüßt. »Gerade in Zeiten eines wie-
dererstarkten Nationalismus ist diese
richtige Entscheidung ein wichtiges
Zeichen für eine weltoffene und to-
lerante Hochschule«, so etwa Philipp
Bock, Hochschulexperte im LINKE-
Landesvorstand: Arndt stehe für ein
»völkisches und antisemitisches
Weltbild«. Dirk Stamer, Hochschul-
politiker der Landtags-SPD, nannte
die Entscheidung »mutig«; der welt-
offene Universitätsgedanke lasse sich
nur schwer mit den nationalistischen
Ideen Arndts vereinbaren.
Doch je näher man Greifswald

kommt, desto unklarer die Fronten.
Zwar wies die Bürgerschaft mit den
stimmen von SPD, LINKE und Grü-
nen den – rechtlich irrelevanten –
CDU-Antrag ab, die Uni solle den
»unsäglichen« Beschluss überden-
ken. Doch »gefällt« der Facebook-
Auftritt der einen und auch anderen
Arndt-Gruppe etwa einem Wahl-
kreismitarbeiter einer SPD-Bundes-
tagsabgeordneten und auch LINE-
Kreispolitikern.
Umgekehrt trommelt nicht nur die

CDU auf Landes- wie Bundesebene –
jüngst stimmte sogar die Kanzlerin ein
– für das Ansehen des 1769 auf Rü-
gen geborenen und 1860 in Bonn ver-
storbenen Kriegs- und Kirchendich-

ters. Angeführt werden die Bataillo-
ne von der AfD. Doch der Klang ist
stets der gleiche: Arndt sei einer von
hier, man lasse ihn sich nicht
schlechtmachen. Von »überkorrekten
Bilderstürmern« ist die Rede. Der bei
Würzburg geborene Greifswalder
Professor Ralph Weber, Hochschul-
experte der AfD im Landtag, outet
»Studenten, die sich für die Umbe-
nennung ausgesprochen« hätten, als
nicht »verwurzelte« Wessis. Als sei
dies relevant bei der Einordnung his-
torischer Figuren von einer nationa-
len Bedeutung, die man zugleich
hochhält: Man danke Arndt für »den
Kampf gegen die Leibeigenschaft, für
die Befreiung von der napoleoni-
schen Fremdherrschaft und für die
Nationwerdung Deutschlands«, er-
klärte der Schweriner AfD-Fraktions-
chef Leif-Erik Holm – ganz im Sinn
der grobschlächtigen Geschichtspoli-
tik der DDR der Ulbricht-Ära, die den
Namen der Uni bestätigte und bis
1975 eine Arndt-Medaille verlieh.
Zum Bild gehört allerdings auch,

dass Arndt als Abgeordneter der
Paulskirche ein scharfer Gegner von
Demokraten wie dem Badener Fried-
rich Hecker war. Dass er nicht nur ge-
gen Napoleon mobilisierte, sondern
»den Hass gegen die Franzosen« zur
Grundlage eines deutschen Staates
»für immer« ausrief. Ohne Frage ge-
hörte er zu den Ersten, die nicht mehr

nur eine religiös begründete Juden-
feindschaft propagierten, sondern ei-
nen »biologisch« daherkommenden
Antisemitismus.
Gewiss sind historische Figuren im

Kontext zu betrachten. Muss man
aber gleich Unis nach ihnen benen-
nen? Von diesen gibt es rund 100 in
Deutschland, nur jede fünfte davon
hat einen Namenspatron. Zur Hälfte
sind dies fürstliche Stifter, zur ande-
ren Wissenschaftler, Schriftsteller,
Erfinder und Politiker. Und neben
Guericke, Gutenberg, Leibnitz, Goe-
the, Schiller, Heine, Liebig, Hum-
boldt, Ossietzky, Schmidt und auch
Luther, dessen Judenfeindschaft für
sein Wirken weit weniger zentral war
als in Arndts Fall, ragt der bisherige
Greifswalder Patron ungut hervor.
Widerspruch gegen die Umbenen-

nung kommt nicht nur von Rechten.
Jüngst bedauerte der Berliner Histo-
riker Götz Aly seine »Wegsäube-
rung«, wenngleich in resigniertem
Ton: » Bessere Demokraten haben wir
nicht«. Man möchte Aly nahelegen,
sich für die bisher gescheiterten Vor-
stöße zu engagieren, die Konstanzer
Uni nachHecker zu benennen, der die
Republik im Bund mit französischen
Freiwilligen erkämpfen wollte. Und
man hätte ihm vergangenen Montag
gern ein Ticket nach Greifswald spen-
diert, als dort die Sonntagsgruppe ei-
ne Mahnwache abhielt.
»Es ist unser Ernst« heißt ein Slo-

gan dieser Gruppe. Und die Veran-
staltung, an der neben AfD-Promi-
nenz auch »Identitäre« teilnahmen,
machte deutlich, welcher Arndt ihr
Ernst ist. Man stimmte das »Vater-
landslied« an, dessen erste Zeilen
nicht nur an den Wänden von Wehr-
machtsbunkern prangte, sondern
auch auf dem Leittransparent des
»Thüringer Heimatschutzes«, aus
dem der NSU hervorging: »Der Gott
der Eisen wachsen ließ, der wollte
keine Knechte«, dichtet Arndt. Und
weiter: »Wir wollen heute Mann für
Mann / mit Blut das Eisen röten. Der
»Bube und der Knecht« sollen »Krähn
und Raben« füttern.
Aktuell sei Arndt, so jüngst der AfD-

Lokalpolitiker Nikolaus Kramer, weil
heute »politische Eliten wieder nach
Gutdünken am Volk vorbeiregieren«.
Im Fackelschein dieser Veranstaltung
ist das eine düstere Drohung.Ernst Moritz Arndt Foto: imago/Leemage

Neuer Streit
über Pkw-Maut
Zweifel an Einnahmen
Mautmacher unter Druck

Berlin. Neue Zweifel an den ver-
sprochenen Einnahmen fachen
den Streit über die Pkw-Maut wie-
der an. Vor den weiteren Bera-
tungen der Pläne von Bundesver-
kehrsminister Alexander Dobrindt
(CSU) verlangt der Koalitions-
partner SPD Klarheit über den Er-
trag. »Die CSU-Maut darf nicht
zum Selbstzweck werden«, sagte
SPD-Fraktionsvize Sören Bartol
der Deutschen Presseagentur.
Jetzt müsse Finanzminister Wolf-
gang Schäuble (CDU) nachrech-
nen, ob es Zusatzeinnahmen ge-
be. Die Opposition forderte um-
gehend das Aus der Maut. Do-
brindt wies Bedenken zurück.
Hintergrund sind neue Beden-

ken gegen die Ministeriumsprog-
nose von mehr als 500 Millionen
Euro Ertrag pro Jahr. Nach einer
am Donnerstag vorgelegten Stu-
die im Auftrag des Autofahrer-
clubs ADAC droht dem Staat so-
gar ein Verlustgeschäft. Dagegen
könnten laut einem zeitgleich ver-
öffentlichten Gutachten für das
Ministerium die Einnahmen noch
höher ausfallen als prognostiziert.
SPD-Politiker Bartol mahnte: »Das
Gutachten-Wirrwarr muss ein En-
de haben.«
In der Studie für den ADAC

heißt es, angesichts der System-
kosten entstehe bereits im lau-
fenden Betrieb ein Defizit von 71
Millionen Euro im angestrebten
Maut-Startjahr 2019. Lege man
zusätzlich die Einmalkosten der
Systemeinführung auf fünf Jahre
um, ergebe sich für 2019 eine
»Unterdeckung« von 147 Millio-
nen Euro. Dieses Minus könnte bis
2023 auf 251 Millionen Euro stei-
gen. Das Gutachten im Auftrag des
Ministeriums kommt dagegen zu
dem Schluss, dass die Einnahmen
um bis zu 25 Prozent höher aus-
fallen könnten als bisher prog-
nostiziert.
Das Kabinett hatte Ende Janu-

ar Änderungen an den seit 2015
geltenden Maut-Gesetzen auf den
Weg gebracht. Sie setzen einen
von Dobrindt mit der EU-Kom-
mission vereinbarten Kompromiss
um, mit dem Brüssel grünes Licht
für die Maut geben will. dpa/nd


